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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Mit der Diskussion um eine Energiewende wurde auch die Suche nach einem Endlager
für radioaktive Abfälle virulenter. Mit dem Ziel, ein Mitspracherecht der Kantone bei
der Frage nach der geologischen Tiefenlagerung wieder einzuführen, reichte die GP-
Fraktion eine parlamentarische Initiative ein. Mit der Einführung des
Kernenergiegesetzes (KEG) von 2005, so die Begründung, sei den möglichen Standort-
und Nachbarkantonen ein Mitentscheidungsrecht entzogen worden. Nur mit einem
solchen könne aber die Unterstützung der Bevölkerung gewonnen werden. Ein
mögliches nationales Referendum würde eine Standortminderheit schaffen, die von
einer Mehrheit überstimmt werden könnte. Der Nationalrat behandelte den Vorstoss
gleichzeitig mit einer parlamentarischen Initiative Hans-Jürg Fehr (sp, SH) (Pa.Iv. 10.514),
die die gleiche Stossrichtung verfolgte. Die grosse Kammer entschied, beiden
Vorstössen keine Folge zu geben, da die Standortsuche eine Bundesaufgabe bleiben
solle und sich das jetzige Verfahren als geeignet herausstelle. Im Sachplan sei die
intensive Mitwirkung der betroffenen Regionen gewährleistet. Letztlich sei aber die
Sicherheit eines geeigneten Standortes oberstes Ziel. Zudem sei ein Vetorecht bei der
Diskussion über das KEG von den Räten damals abgelehnt worden. Beide Initiativen
wurden letztlich knapp mit 93 zu 83 bzw. 95 zu 83 Stimmen abgelehnt. Während die GP,
die SP und die GLP geschlossen für und die FDP und die BDP geschlossen gegen ein
Mitspracherecht stimmten, war die CVP in der Frage gespalten. Zudem fanden sich
auch sechs SVP-Mitglieder aus möglichen Standortkantonen bei der Minderheit. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.09.2012
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 2012, S. 1399 ff.
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